
 

� Bundesministerium für Gesundheit

Bekanntmachung [1115 A]
eines Beschlusses

des Gemeinsamen Bundesausschusses 
über die Änderung 

der Verfahrensordnung: 
Regelung zur Einstellung der Methodenbewertung 

Vom 20. Januar 2011

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am 
20. Januar 2011 beschlossen, die Verfahrensordnung des Ge-
meinsamen Bundesausschusses in der Fassung vom 18. Dezem-
ber 2008 (BAnz. Nr. 84a vom 10. Juni 2009), zuletzt geändert am
20. Januar 2011 (BAnz. S. 2754), wie folgt zu ändern:

I.
Das 2. Kapitel der Verfahrensordnung des Gemeinsamen Bundes-
ausschusses wird wie folgt geändert:
Nach §9 wird folgender §9a eingefügt:

„§9a 
Einstellung der Methodenbewertung

(1) 1Ein Antrag kann vom Antragsteller oder einer Antragstelle-
rin ohne Begründung zurückgenommen werden. 2Soweit das
 Bewertungsverfahren noch nicht durch eine Veröffentlichung
 gemäß §6 Abs. 1 eröffnet wurde, endet mit der Rücknahme des
Antrags das Bewertungsverfahren; andernfalls beschließt das
 Plenum über die Einstellung. 
(2) 1Ein Bewertungsverfahren kann auch ohne Rücknahme des
Antrags auf Beschluss des Plenums eingestellt werden, wenn aus
rechtlichen, methodischen oder medizinischen Gründen kein
Bedarf einer Regelung nach §§135 Abs. 1 oder 137c SGB V  besteht.
2Der Einstellungsbeschluss ist zu begründen. 
(3) Ein Einstellungsbeschluss ist mit seiner Begründung im Inter-
net zu veröffentlichen.“

II.
Die Änderungen der Verfahrensordnung treten am Tag nach der
Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft.
Die tragenden Gründe werden auf der Internetseite des Gemein-
samen Bundesausschusses unter www.g-ba.de veröffentlicht.

Berlin, den 20. Januar 2011

Gemeinsamer Bundesausschuss
gemäß §91 SGB V
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